
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1463

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1989 Ausgegeben am 7. April 1989 63. Stück

152. Verordnung: Kundmachung der Änderungen der Regelung Nr. 20 gemäß dem Übereinkommen
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrü-
stungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Aner-
kennung der Genehmigung

153. Kundmachung: Ersetzung eines Vorbehalts Schwedens zum Übereinkommen über die Geltendma-
chung von Unterhaltsansprüchen im Ausland

154. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Schiedssprüche

155. Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens von Nizza über die Internationale Klassifikation
von Waren und Dienstleistungen für die Eintragung von Marken

152. Verordnung des Bundeskanzlers vom
4. April 1989 über die Kundmachung der
Änderungen der Regelung Nr. 20 gemäß dem
Übereinkommen über die Annahme einheitli-
cher Bedingungen für die Genehmigung der
Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraft-
fahrzeugen und über die gegenseitige Aner-

kennung der Genehmigung

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird verordnet:

Die Kundmachung der Änderungen „Revision 1,
Änderungen 1, Änderungsserie 02" der Regelung
Nr. 20 über einheitliche Vorschriften für die
Genehmigung der Kraftfahrzeugscheinwerfer mit
Halogenglühlampen (H4-Lampen) für asymmetri-
sches Abblendlicht oder für Fernlicht oder für bei-
des und der H4-Lampen gemäß dem Übereinkom-
men über die Annahme einheitlicher Bedingungen
für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände
und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegen-
seitige Anerkennung der Genehmigung (BGBl.
Nr. 177/1971), hat dadurch zu erfolgen, daß diese
Änderungen zur Einsicht während der Amtsstun-
den im Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr, Sektion I, Abteilung 8, Radetz-
kystraße 2, 1030 Wien und bei allen Ämtern der
Landesregierungen aufliegt. *)

*) Die Änderungen sind laut Mitteilung des Generalse-
kretärs der Vereinten Nationen mit 3. Juli 1986 in Kraft
getreten.

Vranitzky

153. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
14. März 1989 betreffend Ersetzung eines Vor-
behalts Schwedens zum Übereinkommen über
die Geltendmachung von Unterhaltsansprü-

chen im Ausland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Schweden mit 11. November
1988 den anläßlich der Ratifikation des Überein-
kommens über die Geltendmachung von Unter-
haltsansprüchen im Ausland (BGBl. Nr. 316/1969,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 455/1986) zu Art. 9 erklärten Vorbehalt wie
folgt abgeändert:

„Sofern das Verfahren in Schweden anhängig ist,
werden die in Abs. 1 vorgesehenen Begünstigungen
und Befreiungen von der Bezahlung von Kosten
nur in einem Mitgliedstaat des Übereinkommens
wohnhaften Personen oder jeder anderen Person
gewährt, die diese Vorteile auf Grund eines mit
dem Staat, dessen Staatsangehörige sie ist,
geschlossenen Abkommens auf jeden Fall genießt."

Mock

154 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. März 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü-

che

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen hat Dominica am 28. Oktober
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1988 seine Beitrittsurkunde zum Übereinkommen
über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi-
scher Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 614/1988) hinterlegt.

Antigua und Barbuda hat am 25. Oktober 1988
die Erklärung hinterlegt, sich auch nach Erlangung
der Unabhängigkeit an dieses Übereinkommen
gebunden zu erachten.

Kanada hat mit 25. November 1988 jenen Teil
seiner Erklärung *) zurückgezogen, der sich auf die
Provinz Saskatchewan bezieht.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 94/1988

Vranitzky

155. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. März 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Abkommens von Nizza über die Interna-

tionale Klassifikation von Waren und Dienst-
leistungen für die Eintragung von Marken
vom 15. Juni 1957, revidiert in Stockhohn am

14. Juli 1967 und in Genf am 13. Mai 1977

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO)
hat die Sowjetunion am 23. September 1987 das
Abkommen von Nizza über die Internationale
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen für
die Eintragung von Marken vom 15. Juni 1957,
revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967 und in
Genf am 13. Mai 1977 (BGBl. Nr. 340/1982 idF
BGBl. Nr. 124/1984, letzte Kundmachung des Gel-
tungsbereiches BGBl. Nr. 356/1987) ratifiziert.

Die Niederlande haben am 20. Februar 1989 die
Ausdehnung des Geltungsbereiches auf Aruba
rückwirkend ab Wirksamkeitsbeginn der Ausdeh-
nungserklärung suspendiert.

Vranitzky


